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Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische Neu-

erungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint halbjährlich als RSS-

Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und Abonnement des Newsletters können über 

die Homepage des Finanzgerichts (http://www.schleswig-holstein.de/DE/justiz/gerichte-

und-justizbehoerden/FG/fg_node.html) vorgenommen werden. 

 

I. Finanzgericht intern 

 

Am 1. November 2025 hat ein Wechsel an der Spitze des Finanzgerichts stattgefunden: 

Axel Fischbach hat die Nachfolge von Dr. Birger Brandt als Präsident des Finanzgerichts 

angetreten. Justizministerin Prof. Dr. Kerstin von der Decken hat in einer Feierstunde im 

Schleswig-Holsteinischen Landtag am 30. Oktober 2025 Herrn Dr. Brandt in den Ruhe-

stand verabschiedet und Herrn Fischbach offiziell in sein neues Amt eingeführt. Dr. Brandt 

stand seit 2009 an der Spitze des Finanzgerichts und hat dem Gericht in dieser Zeit mit 

seiner ausgewogenen und zugewandten Amtsführung eine verlässliche Orientierung ge-

geben. 

 

Neuer Vizepräsident des Finanzgerichts ist seit dem 1. November 2025 Dr. Ralf Paetsch. 

Zum 1. November 2025 ist darüber hinaus Karsten Göllner zum Vorsitzenden Richter am 

Finanzgericht ernannt worden. Das Präsidium des Finanzgerichts hat Herrn Göllner den 

Vorsitz im 3. Senat übertragen. 
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II. Entscheidungen 

 

1. Rentenzahlungen, die auf einem begünstigten Versicherungsvertrag i.S. des § 10 

Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b EStG 2004 beruhen, sind, soweit nicht die Kapitalauszahlung 

gewählt wird, nach § 52 Abs. 28 S. 5 EStG n.F. mit dem Ertragsanteil gemäß § 22 Nr. 

1 S. 3 Buchst. a Doppelbuchs. bb EStG zu versteuern. 

 

2. In § 52 Abs. 28 S. 5 EStG n.F. liegt eine konstitutive Änderung der Rechtslage, die 

sich auch auf zurückliegende Veranlagungszeiträume erstreckt. 

 

3. Die in der Regelung des § 52 Abs. 28 S. 5 EStG n.F. liegende echte Rückwirkung 

ist mangels Vertrauensschutzes ausnahmsweise zulässig. Dies gilt jedenfalls für 

solche Sachverhaltskonstellationen, in denen die Dispositionsentscheidung des 

Steuerpflichtigen, ob er von seinem Recht zur einmaligen Kapitalauszahlung Ge-

brauch macht, vor dem Zeitpunkt des Urteils des Bundesfinanzhofs vom 1. Juli 2021 

(Az. VIII R 4/18) liegt. 

 

Mit Urteil vom 7. Oktober 2025 (Aktenzeichen 4 K 151/24) hat der 4. Senat des Schleswig-

Holsteinischen Finanzgerichts ausgeführt, dass in der gesetzlichen Änderung des § 52 

Abs. 28 S. 5 EStG durch das Jahressteuergesetz 2024 die Anwendung der Ertragsanteil-

besteuerung für Renten gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a Doppelbuchst. bb EStG Nr. aus 

vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossenen Rentenversicherungsverträgen mit Kapitalwahl-

recht auch für alle noch offenen Fälle gesetzlich verankert wird und aufgrund dieser Ände-

rung die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH, Urteil vom 1. Juli 2021 – VIII R 

4/18), wonach § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG 2004 gemäß § 52 Abs. 28 S. 5 EStG a.F. auf Kapi-

talerträge aus Versicherungsverträgen, die vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossen wor-

den sind, weiterhin Anwendung findet, aufgrund der abweichenden gesetzlichen Rege-

lung, die gemäß § 52 Abs. 28 S. 5 EStG n.F. auch auf alle noch offenen Fälle Anwendung 

anzuwenden ist, überholt ist. Eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht erachtete 

der Senat aufgrund der Änderung des § 52 Abs. 28 S. 5 EStG als nicht geboten. Zwar 

entfalte § 52 Abs. 28 S. 5 EStG n.F. sowohl in formaler als auch materiellrechtlicher Hin-

sicht eine echte Rückwirkung, diese sei jedoch mangels Vertrauensschutzes jedenfalls 

dann ausnahmsweise zulässig, wenn die Dispositionsentscheidung des Steuerpflichtigen, 

ob er von seinem Recht zur einmaligen Kapitalauszahlung Gebrauch macht, vor dem Zeit-

punkt des Urteils des Bundesfinanzhofs vom 1. Juli 2021 (Az. VIII R 4/18) liegt. Dies folgt 
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für den Senat daraus, dass das Rückwirkungsverbot im Grundsatz des Vertrauensschut-

zes nicht nur seinen Grund, sondern auch seine Grenze findet. Aus Sicht des Senats war 

dabei entscheidend zu berücksichtigen, dass aufgrund der langjährigen Verwaltungspra-

xis, Rentenzahlungen aus Rentenversicherungsverträgen, soweit nicht das Kapitalwahl-

recht ausgeübt wurde, seit jeher nicht den Kapitalerträgen zugeordnet, sondern mit dem 

sogenannten Ertragsanteil versteuert wurden. Es bestand mithin in Fallkonstellationen, in 

denen die Entscheidung des Steuerpflichtigen, von dem Recht zur einmaligen Kapitalaus-

zahlung Gebrauch zu machen, vor Ergehen des Urteils des Bundesfinanzhofs vom 1. Juli 

2021 getroffen wurde, lediglich die Chance für den Steuerpflichtigen, dass die Rechtspre-

chung – abweichend von der langjährigen Verwaltungspraxis – möglicherweise zu einer 

für ihn vorteilhafteren Auffassung gelangt. Ein etwaiges Vertrauen konnte mithin zu diesem 

Zeitpunkt durch den Steuerpflichtigen weder verlässlich gebildet noch enttäuscht werden. 

Vor diesem Hintergrund war der Senat von einer Verfassungswidrigkeit des § 52 Abs. 28 

S. 5 EStG n.F. nicht überzeugt. 

 

Revision wurde eingelegt (Az. VIII R 19/25). 

 

Keine Rückforderung von Kindergeld bei unterbliebener Antragstellung im vorran-

gig für die Gewährung von Familienleistungen zuständigen Staat. 

 

Mit zwei Urteilen vom 12. November 2025 (Az. 5 K 31/24 und 5 K 32/24) hat der 5. Senat 

des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts entschieden, dass in Fällen, in denen nach-

träglich bekannt wird, dass ein anderer Staat als Deutschland vorrangig Familienleistun-

gen zu zahlen hat, entgegen der Auffassung des Bundesfinanzhofes der Anspruch auf 

Familienleistungen nicht nachträglich auf das nach deutschem Recht gewährte Kindergeld 

anzurechnen ist, wenn der Kindergeldberechtigte die ihm im Ausland zustehenden Fami-

lienleistungen dort weder beantragt noch bezogen hat. 

 

Der Kläger lebte mit seiner Familie (Ehefrau und drei Kinder) durchgehend in Deutschland. 

Seit 2006 ist er erwerbstätig in Dänemark. Seine Ehefrau war ununterbrochen Hausfrau. 

Kindergeldanträge für seine beiden erstgeborenen Kinder gingen bei der Familienkasse 

noch vor der Erwerbstätigkeit in Dänemark ein. In Dänemark wurden von dem Kläger zu 

keiner Zeit Familienleistungen beantragt.  Den Kindergeldantrag für sein drittgeborenes 

Kind stellte der Kläger im Jahr 2014 und die im Antrag zu beantwortende Frage, ob der 
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Kläger außerhalb Deutschlands als Arbeitnehmer tätig sei, wurde dort verneint. Im Rah-

men eines erneuten Kindergeldantrages im Jahr 2021 wurde diese Frage dann mit „JA“ 

beantwortet. 

 

Die Familienkasse änderte daraufhin die Festsetzung des Kindergeldes, indem sie Kinder-

geld nur noch in Höhe des Unterschiedsbetrages zu den in Dänemark zustehenden Leis-

tungen gewährte und zugleich das zu viel gezahlte Kindergeld in nicht unerheblicher Höhe 

von dem Kläger zurückforderte. Der Einspruch des Klägers blieb erfolglos. 

 

Das Finanzgericht gab der hiergegen eingelegten Klage statt. Es entschied, dass die An-

spruchsvoraussetzungen nach § 62 Abs. 1 Nr. 1, § 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 i.V.m. § 

32 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 EStG unstreitig erfüllt seien. Zwar sei der Anwendungsbereich 

der VO (EG) 883/2004 eröffnet und Dänemark vorrangig für die Gewährung von Kinder-

geld zuständig. Die Familienkasse sei aber aufgrund der Entscheidung des EuGH vom 

25.04.2024 (C-36/23, juris) im Streitfall gehindert, die Kindergeldfestsetzung gegenüber 

dem Kläger aufzuheben und Kindergeld zurückzufordern, da Dänemark in der Vergangen-

heit tatsächlich keine Familienleistungen festgesetzt und ausgezahlt hatte und dies gemäß 

eines Auskunftsersuchens nach Dänemark auch nicht mehr erfolgen würde. 

 

Der Umstand, dass der Kläger zunächst nicht mitgeteilt hatte, dass er ab 2006 in Däne-

mark tätig sei, führe zu keinem anderen Ergebnis. Der EuGH habe in seinem Urteil aus-

geführt, dass die Abhilfe für eine Verletzung der Informationspflicht gerade nicht in der 

Rückforderung der Leistung gemäß Art. 68 der VO 883/2004 bestünde, sondern in der 

Anwendung angemessener Maßnahmen des nationalen Rechts. Das Gericht verstand den 

EuGH dahingehend, dass eine Mitwirkungspflichtverletzung alleine nicht ausreiche, um 

eine Rückforderung nach nationalem Recht zu gestatten. Erst wenn tatsächlich ausländi-

sche Leistungen gegeben seien, löse dieser Umstand Rückforderungstatbestände aus. 

 

Gegen diese Urteile wurde Revision eingelegt (Az. des BFH: III R 51/25 und III R 52/25). 

 

Die Klage eines Rechtsanwaltes in eigener Sache, der seinen Status in der Klag-

schrift offengelegt hat, kann weder per Fax noch über ein fremdes elektronische 

Anwaltspostfach wirksam erhoben werden. 
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Mit Gerichtsbescheid vom 16. September 2025 (Az. 5 K 56/23) hat der 5. Senat des 

Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts entschieden, dass ein Anwalt, der Klage in eige-

ner Sache erhebt und in der Klageschrift auf seine Zulassung als Rechtsanwalt hingewie-

sen hat, nach § 52d Satz 1 FGO verpflichtet ist, die Klage als elektronisches Dokument zu 

übermitteln. Soweit eine elektronische Übermittlung erfolgt ist, ist ein elektronisches Do-

kument, das aus einem besonderen elektronischen Postfach versandt wird und nicht mit 

einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, nur dann wirksam auf einem si-

cheren Übermittlungsweg eingereicht, wenn die das Dokument signierende Person mit der 

tatsächlich versendenden Person übereinstimmt. 

 

Der Kläger reichte zunächst seine Klage per Telefax beim Finanzgericht ein. Die Klage-

schrift wies den Kläger als Rechtsanwalt aus und trug den Hinweis „wegen technischer 

Probleme mit dem beA vorab per Telefax“. Am selben Tag ging die Klageschrift zudem 

über ein für den Kläger fremdes elektronisches Anwaltspostfach ohne qualifizierte Signatur 

ein. Eine vorübergehende Unmöglichkeit zur Übermittlung gemäß § 52d Absatz 4 FGO 

wurde durch den Kläger nicht glaubhaft gemacht. 

 

Das Gericht hat die Klage als unzulässig abgewiesen. Es entscheid, dass die zunächst per 

Fax und in der Folge als elektronisches Dokument eingereichte Klage nicht den Anforde-

rungen des § 52a Abs. 3 und 4 FGO genüge. Schriftsätze, die durch professionelle Einrei-

cher zu Gericht gereicht würden, seien seit dem 01.01.2022 gemäß § 52d Abs. 1 Satz 1 

FGO als elektronisches Dokument zu übermitteln, wenn hierfür ein sicherer Übermittlungs-

weg nach § 52a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 FGO zur Verfügung stehe. Ein Verstoß gegen diese 

Pflicht führe zur Unwirksamkeit der Prozesshandlung und schließe die Wahrung der Kla-

gefrist aus. Zwar sei eine Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften gemäß § 52d 

Satz 3 FGO zulässig, sofern die Übermittlung aus technischen Gründen vorübergehend 

nicht möglich sei. Die erforderliche Glaubhaftmachung nach § 52d Satz 4 FGO sei im 

Streitfall aber nicht gegeben. Eine Faxeinreichung genüge auch deshalb nicht, weil der 

Kläger vorliegend den Briefkopf seiner Kanzlei genutzt habe und die Klage unter Nutzung 

seiner Berufsbezeichnung unterschrieben worden sei. Da mit der Einreichung über ein 

fremdes elektronisches Anwaltspostfach mittels einfacher Signatur der ausgewiesene Ab-

sender nicht mit der Person identisch sei, die mit ihrer Unterschrift die Verantwortung für 

das elektronische Dokument übernommen habe, sei die Klageschrift auch nicht wirksam 

über einen sicheren Übermittlungsweg erfolgt. Der fremde Anwalt habe gerade nicht die 

inhaltliche Mitverantwortung für den eingereichten Schriftsatz übernommen. 
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Der Senat hatte die Revision zugelassen. Der Gerichtsbescheid ist in Rechtskraft erwach-

sen. 

 

Der Streitwert beläuft sich bei einem Bescheid über den Gewerbesteuermessbetrag 

nach § 52 Abs. 1 GKG auf die Höhe der für das Streitjahr ermittelten Gewerbesteuer. 

§ 52 Abs. 3 GKG findet nicht – auch nicht entsprechend – Anwendung. 

 

Mit Beschluss vom 16. Februar 2026 (Az. 1 K 134/22) entschied das Schleswig-Holsteini-

sche Finanzgericht über die Frage des Streitwerts bei Bescheiden über den Gewerbesteu-

ermessbetrag.  

 

Verfahrensgegenständlich war im Hauptsacheverfahren die Festsetzung des Gewerbe-

steuermessbetrages 20XX, mit welcher der Messbetrag auf XXX EUR festgestellt worden 

ist. Beide Parteien sind sich darüber einig, dass sich der isolierte Streitwert für diesen Be-

scheid auf XXX EUR x XXX % (Gewerbesteuer-Hebesatz für die Stadt XXX) = XXX EUR 

beläuft.  

 

Hiervon ausgehend begehrt der Klägervertreter im Kostenfestsetzungsverfahren eine 

Streitwerterhöhung gemäß § 52 Abs. 3 S. 2 GKG mit dem dreifachen Wertansatz. Gemäß 

§ 52 Abs. 3 S.1 GKG sei für den Streitwert grundsätzlich die Differenz zwischen festge-

setzter und begehrter Steuer maßgebend. Dieser Wert sei nach § 52 Abs. 3 S. 2 GKG um 

den Betrag der offensichtlich absehbaren zukünftigen Auswirkungen für den Kläger anzu-

heben. Die Vorschrift sei hier Anwendbar, da es sich um einen Dauersachverhalt handle 

und weitere Streitjahre bereits beim Finanzamt anhängig seien. Das Finanzamt dagegen 

meint, § 53 Abs. 3 GKG sei nicht anwendbar, da sich ein Gewerbesteuermessbetragsbe-

scheid nicht unmittelbar auf eine Geldleistung beziehe.  

 

Das Gericht entschied im Sinne der Behördenansicht. Der Streitwert sei gem. 

§ 52 Abs. 1 GKG in Höhe der für das Streitjahr ermittelten Gewerbesteuer festzusetzen. 

§ 52 Abs. 3 GKG finde nicht – auch nicht entsprechend – Anwendung. In seiner Begrün-

dung setzte sich das Gericht ausführlich mit der Entstehungsgeschichte der Streitwerter-

weiterung des § 52 Abs. 3 GKG auseinander. Danach könne bei Klagen gegen die Fest-

setzung eines Gewerbesteuermessbetrags nicht davon ausgegangen werden, dass der 

Antrag „eine bezifferte Geldleistung oder einen hierauf bezogenen Verwaltungsakt“ be-

treffe. Vielmehr richte sich die Klage gegen einen Grundlagenbescheid, bei dem lediglich 
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die Auswirkungen in dem vor Gericht anhängigen Streitjahr streitwertrelevant seien. Mit-

telbare Auswirkungen auf gleichgelagerte – nicht bei Gericht anhängige – Streitjahre könn-

ten nicht berücksichtigt werden.  
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